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Altersarmut greift um sich

Die durchschnittlichen Neurenten sinken kontinuierlich. 
Im Jahr 2015 lag der durchschnittliche Auszahlungs­
betrag von Erwerbsminderungsrenten bei nur noch 672 
Euro und der von Altersrenten bei 810 Euro. Die Zahl 
armer Rentner wird in Zukunft voraussichtlich deutlich 
ansteigen.

Ein Indiz dafür sind immer mehr Rentner, die Leistungen 
der Grundsicherung beantragen müssen. Während 
Ende 2003 „nur“ knapp 260.000 Menschen ab 65 
Jahre Grundsicherung bezogen, waren es Ende 2015 
über 530.000. Die Anzahl der Rentner, die Anspruch 
auf Grundsicherung haben, dürfte in Wahrheit noch 
deutlich höher liegen, weil viele aus Scham gar keinen 
Antrag stellen – Stichwort „verschämte Armut“. Neben 
den Problemen am Arbeitsmarkt – Langzeitarbeits­
losigkeit, Niedriglöhne, Teilzeitarbeit, befristete Arbeits- 
verträge – tragen die Rentenreformen der letzten 20 
Jahre dazu bei, dass das Rentenniveau fortlaufend 
sinkt und Altersarmut steigt.

Sinkendes Rentenniveau
Das Standardrentenniveau ist ein abstrakter Wert, der 
sich durch den Vergleich der sog. Standardrente – der 
Rente, die ein Durchschnittsverdiener nach 45 Beitrags­
jahren erhält – mit dem Durchschnittseinkommen aller 
Erwerbstätigen im selben Jahr als prozentualer Wert er­
gibt. Das Rentenniveau (netto vor Steuern) lag im Jahr 

2000 noch bei 52,9 Prozent. Es ist bis 2016 bereits auf 
48 Prozent gefallen. Nach neuen Modellrechnungen 
wird das gesetzlich verankerte Mindestsicherungsniveau 
von 43 Prozent nach 2030 unterschritten und bis 2045 
sogar auf unter 42 Prozent sinken, wenn der Gesetz­
geber nicht gegensteuert. Demzufolge werden immer 
mehr Rentner nur noch eine Rente unterhalb der Grund­
sicherungsschwelle von 769 Euro (2015) erhalten. 

Moderate Beitragsanhebung genügt 
Die Finanzierung höherer Rentenleistungen ist aus Sicht 
des VdK möglich, wenn der Beitragssatz zur Renten­
versicherung moderat angehoben wird und gesamt- 
gesellschaftliche Aufgaben aus Steuermitteln finanziert 
werden. Steigende Renten haben zudem den positiven 
Effekt, dass weniger Menschen im Alter Leistungen der 
Grundsicherung beziehen und daher die Aufwendun­
gen für diese Leistungen sinken.

20,8 Millionen Rentnerinnen und Rentner leben in Deutschland. 5,7 Millionen Menschen  
über 55 Jahre sind von Armut und sozialer Ausgrenzung bedroht – d. h. jeder fünfte! 

Der Sozialverband VdK fordert
u	Die Talfahrt des Rentenniveaus muss bei 48 Prozent 

gestoppt werden. Die Renten müssen wieder ohne 
Abstriche den Löhnen folgen. Dazu sind die renten­
mindernden Faktoren in der Rentenanpassungsformel 
auf Dauer zu streichen. Mittelfristig sollte das Renten­
niveau wieder auf 50 Prozent ansteigen. 

Entwicklung des Netto-Rentenniveaus 1990 – 2045
Netto-Standardrente vor Steuern  
(45 Versicherungsjahre)  
in % des durchschnittlichen Jahresentgelts  
(ab 2017 Prognose)
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Weil sie während dieser Phasen nur wenig oder gar kein
eigenes Einkommen bezogen haben, fällt die Rente 
vieler Frauen – sofern sie nicht zusätzlich eine Witwen­
rente beziehen – so gering aus, dass sie auf Grund­
sicherung angewiesen sind. Von Rentenerhöhungen 
haben sie oft nichts, weil das Plus auf die Grundsiche­
rungsleistung angerechnet wird. Die Bundesregierung 
will zwar für Grundsicherungsbezieher einen Freibetrag 
zwischen 100 und 200 Euro für Einkünfte aus privater 
oder betrieblicher Altersvorsorge einführen. Das ist ein 
richtiger Schritt. Doch dieser Freibetrag muss auch für 
Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung, 
zum Beispiel für die Mütterrente, gelten.

Mütterrente vollständig angleichen

Bei der Anrechnung von Kindererziehungszeiten in der 
Rentenversicherung gibt es nach wie vor eine Zwei­
klassengesellschaft. Seit Juli 2014 erhalten Frauen, 
deren Kinder vor 1992 geboren wurden, zwar ein zwei­
tes Jahr Erziehungszeit pro Kind angerechnet. Eine 
komplette Gleichstellung, also drei Kindererziehungs­
jahre für jedes Kind, egal, ob es vor oder nach 1992 
geboren wurde, gibt es aber noch nicht. Immer noch 
werden jüngeren Müttern drei, älteren hingegen nur 
zwei Jahre für die Rente angerechnet. 

Gesamtgesellschaftliche Aufgabe
Der Sozialverband VdK sieht in der Ausweitung einen 
Teilerfolg seiner jahrelangen Forderungen nach Gleich­
behandlung aller Mütter, erwartet aber, dass älteren 
Müttern zeitnah auch das dritte Kindererziehungsjahr 
angerechnet wird. Ein Kindererziehungsjahr entspricht 
einem Entgeltpunkt in der gesetzlichen Renten- 
versicherung und bedeutet derzeit ein monatliches 
Rentenplus von 30,45 Euro in den alten bzw. 28,66 
Euro in den neuen Bundesländern (Rentenbeginn ab 
1.7.2016). Allerdings handelt es sich bei der renten­
rechtlichen Anerkennung von Kindererziehungszeiten 
um eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Solche 
Aufwendungen müssen daher aus Steuermitteln 
finanziert werden.

Frauen beziehen oft nur Armutsrenten
Menschen, die lange im Niedriglohnsektor oder in Teilzeit gearbeitet, Kinder erzogen oder 
Angehörige gepflegt haben, laufen nicht selten Gefahr, im Alter in Armut leben zu müssen. 
Und das sind vor allem Frauen.

Der Sozialverband VdK  
setzt sich auch für 
Verbesserungen bei den 
besonders niedrigen 
Erwerbsminderungs- 
renten ein.  
Hierzu gibt es das  
VdK-Themenblatt  
„Erwerbsminderungsrente“, erhältlich 
unter www.vdk.de und in der  
VdK-Geschäftsstelle in Ihrer Nähe.
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Für viele Menschen reicht die Rente nicht zum Leben.

Der Sozialverband VdK fordert
u	In der Grundsicherung muss ein Freibetrag von monat­

lich 200 Euro geschaffen werden, der bewirkt, dass 
Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
sowie Erträge der betrieblichen oder privaten Altersvor­
sorge nicht auf die Grundsicherung angerechnet werden.

u	Die Mütterrenten müssen vollständig angeglichen werden. 
Das bedeutet, dass ältere Mütter genauso wie die 
jüngeren drei statt bisher nur zwei Kindererziehungsjahre 
für die Rente angerechnet bekommen. Diese Aufwen­
dungen sind aus Steuermitteln zu finanzieren und dürfen 
nicht allein den Rentenversicherten aufgebürdet werden. 

VdK-Standpunkt: Altersrente
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Die Gründe für die Zunahme sind vielfältig. Neben 

Menschen, die in ihren Berufen körperlich hart arbeiten 

und oft chronische Gesundheitsschäden – meist 

 Muskel-Skelett-Erkrankungen – davon tragen, scheiden 

immer mehr  Berufstätige, etwa in Pflegeberufen, auch 

wegen hoher psychischer  Belastungen vorzeitig aus 

dem Beruf aus. Das durchschnittliche Alter der Neu-
rentner ist inzwischen auf 51,6 Jahre  gesunken. Ein weiterer Grund für den Anstieg ist, dass die 

 Menschen aufgrund der schrittweisen Erhöhung der 

Altersgrenze auf 67 Jahre immer später eine Alters-
rente beziehen. Wer seinen  Beruf mit 55 aufgibt, 

muss dann 12 anstatt bisher 10 Jahre mit Hilfe einer 

 Erwerbsminderungsrente überbrücken. Auch pas-
siert bislang noch zu wenig, um durch Prävention und 

 Rehabilitation Erwerbsminderungen zu verhindern.Strenge ZugangskriterienDie Zahl der Erwerbsminderungsrenten steigt weiter 

– und das, obwohl die Hürden für den Zugang zur 

 Erwerbsminderungsrente in Deutschland sehr hoch 

sind und fast die Hälfte der Anträge abgelehnt  wird. 

Das heißt, dass die Zahl der Antragsteller noch deut-

lich höher liegt – und dass immer mehr Menschen 

zwar nicht mehr arbeiten können, aber auch keine 

Rente erhalten, weil sie im Sinne der gesetzlichen Vor-
gaben nicht krank  genug sind.
Weniger als 3 Stunden arbeitsfähigEine volle Erwerbsminderungsrente erhalten Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer, die aus gesund-
heitlichen Gründen nur noch in der Lage sind, weni-
ger als drei Stunden am Tag zu arbeiten. Wer nach 

Einschätzung der Gutachter zwischen drei und unter 

sechs Stunden arbeitsfähig ist, erhält die halbe 

 Rente; wer mindestens sechs Stunden arbeiten 

kann, erhält nichts. Dabei spielt nur für die vor 1961 

Geborenen der erlernte Beruf noch eine Rolle. Bei 

 allen anderen genügt es, dass sie sich theo retisch 

am  Arbeitsmarkt für irgendeine andere Tätigkeit 

 bewerben könnten. In der Praxis finden die meisten 

jedoch keinen Job mehr und sind auf  Arbeitslosen- 

geld I bzw. II angewiesen. Diejenigen, die eine  An - 

stellung finden, arbeiten meist im Niedriglohn sektor, 

erhalten aber keinerlei Ausgleich für den Einkom-
mensverlust. Viele müssen trotz Arbeit bis zur 

Grund sicherung aufstocken.

Immer mehr Menschen schaffen  es nicht bis zur AltersrenteIn Deutschland sind immer mehr Menschen auf eine Erwerbsminderungsrente angewiesen. 

Ihre Zahl ist von 1,59 Mio. im Jahr 2010 auf 1,78 Mio. zum Jahresende 2015 gestiegen. 

Inzwischen machen sie fast 20 Prozent aller Neurentner aus.
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Entwicklung der Erwerbsminderungsrenten
Durchschnittliche Auszahlungs beträge von Neurenten in Euro pro Monat unter  

Berücksichtigung der Renten anpassungen (Erhöhung des aktuellen Rentenwerts)  

und der gestiegenen Eigenbeiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung der Rentner

Quelle:  
Deutsche Rentenversicherung/Institut Arbeit und Qualifikation der Universität Duisburg-Essen
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